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Jugend und neues Eherecht
Wie wir es in der «Staatsbürgerin» ange-
kündigt hatten, führte unser Verein Ende
März im Jugendhaus Drahtschmidli eine
Veranstaltung über das neue Eherecht
durch. Es war das erste Mal, dass wir dort
Gastrecht genossen, und es war ungewiss,
ob die Jungen der Einladung Folge lei-
sten würden. Aus unserer Sicht war der
Abend ein Erfolg. Die Jungen kamen und
die Ausführungen der beiden Referentin-
nen wurden aufmerksam verfolgt. Die
Schilderung des Abends überlassen wir
einer Mitarbeiterin des Jugendhauses,
Susi Göll, die für die Zürichsee-Zeitung
den folgenden Bericht schrieb.
Die Redaktion

Kürzlich fand im grossen Saal des Zür-
eher Jugendhauses Drahtschmidli ein Po-
diumsgespräch mit Jungen zum neuen
Eherecht statt. Angeregt zur Veranstaltung
hatte der Verein für Frauenrechte Zürich
(ehemals Frauenstimmrechtsverein), der
sich für die politische, soziale und recht-
liehe Besserstellung der Fraü einsetzt. Das
neue Gesetz liegt zwar erst im Vorentwurf
vor; der Bundesrat hat dazu noch nicht
Stellung genommen, und es wird noch
eine Weile dauern, bis es in bereinigter
Fassung dem Parlament zur Debatte vor-
gelegt wird. Auch in der Öffentlichkeit hat
die Diskussion darüber noch kaum einge-
setzt. Das kann sich aber, wie der Verlauf
der Veranstaltung bewies, rasch ändern,
denn der Entwurf enthält einige recht
«revolutionäre» Bestimmungen, die heftige
Auseinandersetzungen auslösen dürften.

Referentinnen waren Dr. iur. Marlies Näf-
Hofmann, Bezirksrichterin, die einen ge-
mässigten Standpunkt vertrat, und die
junge Juristin Dr. iur. Gret Haller, die sich
recht temperamentvoll und radikal gab.

Im Entwurf zum neuen Eherechtsgesetz
sind alle eindeutig aus «patriarchalischer»
Tradition stammenden Bestimmungen ent-
weder verändert oder gestrichen worden.
So ist der Mann nicht mehr das «Haupt
der Familie»; er hat aber anderseits auch
nicht mehr für den «Unterhalt von Weib
und Kind zu sorgen», sondern beide Ehe-
gatten «tragen die ehelichen Lasten, ein
jeder nach seinen Kräften». Der Mann soll
nicht mehr allein über den Wohnsitz be-
stimmen, noch verwaltet er das «einge-
brachte Frauengut» — das heisst: Er kann
nicht mehr über das in die Ehe mitge-
brachte Vermögen der Frau verfügen. Er
darf der Frau nicht mehr verbieten, einen
Beruf auszuüben, wie im geltenden Ge-
setz aus dem Jahr 1911. Der Entwurf sagt
auch nichts mehr über die Rollenverteilung
in der Ehe. Konkret: Es kann auch der
Mann den Haushalt führen und die Kinder
erziehen, während die Frau sich um den
Lebensunterhalt sorgt — oder beide Ehe-
gatten können sich in die Aufgabe teilen.

Derartige Aussichten verschrecken viele
Gemüter. Man «vergewaltige damit die
Natur», meinte am Gespräch ein älterer
Teilnehmer, jene Natur, die doch Mann
und Frau verschiedene Wirkensbereiche
zugewiesen habe. Diese Äusserung wurde
von den anwesenden jungen Frauen mit
Protestrufen quittiert. Prekärer wird die
Sache aber besonders, wenn der Bruch
mit der Tradition deutlich hervortritt, bei-
spielsweise bei der Namengebung. Nach
bisherigem Recht übernimmt die Frau
durch Heirat den Familiennamen des Man-
nes. Der neue Entwurf sieht dazu zwei
Varianten vor: Entweder es bleibt alles
beim alten, oder aber die Ehegatten wäh-
len bei der Heirat den künftigen Familien-
namen — es könnte also auch der Name
der Frau sein. Dr. Marlies Näf meinte,
diese Bestimmung enthalte so viel politi-
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sehen Zündstoff, dass sie bei einer Volks-
abstimmung das Gesetz als Ganzes ge-
fährden könnte. Es sei darum weiser, die
bisherige Ordnung, die ja «nicht sehr dis-
kriminierend sei», aus politischen Gründen
beizubehalten. Dr. Gret Haller wollte davon
nichts wissen: Man könnte den Artikel
ausklammern bis «die Zeit auch für solche
Neuerungen reif sei», meinte sie.

Obwohl nur der kleinere Teil der Anwe-
senden in die Diskussion eingriff, zeigte
die Auseinandersetzung deutlich, wie die
Fronten verlaufen können, wenn der Mei-
nungsbiidungsprozess auf breiterer Basis
einsetzt. Es war sicher ein richtiger Ge-
danke des Vereins für Frauenrechte, die
Diskussion mit der Jugend zu suchen,
denn diese Jugend ist es, die mit dem
künftigen Gesetz wird leben müssen.

Susi Göll

Apotheke Höngg
Beim Schwert

Limmattalstrasse 124
8049 Zürich

Telefon 01/567116

Dr. Elisabeth Schaerer
Apothekerin

Lieferungen ins In- und Ausland

Stellungnahme zum neuen
Eherecht
Aus den Verhandlungen des Zürcher Re-
gierungsrates:
Der Regierungsrat nimmt im Vernehmlas-
sungsverfahren zuhanden des Eidgenössi-
sehen Justiz- und Polizeidepartementes
Stellung zum Vorentwurf für die Revision
des Zivilgesetzbuches betreffend die Wir-
kungen der Ehe im allgemeinen und das
Ehegüterrecht (Art. 159 bis 220 ZGB). Ein-
leitend gibt der Regierungsrat der Mei-
nung Ausdruck, dass Rechtsnormen über
eine einheitliche Institution wie die Ehe
nicht etappenweise, sondern gesamthaft
revidiert werden sollten. Er weist auch dar-
auf hin, dass in einzelnen Bestimmungen
das Trennende gegenüber dem Gemein-
schaftsgedanken überwiegt, obwohl die
Gesetzesrevision weiterhin auf dem bishe-
rigen Leitbild der Ehe basiert.
Im einzelnen tritt der Regierungsrat u. a.
dafür ein, dass die Ehefrau auch künftig
mit der Heirat den Familiennamen des
Ehemannes erhält, in der Meinung, dass
den Ehegatten durch Namensänderung
gestattet werden kann, den Frauennamen
als Familiennamen zu führen. Er würde es
auch vorziehen, dass die Ehefrau im inner-
schweizerischen Verhältnis ihr angestamm-
tes Bürgerrecht beibehält, ohne durch die
Heirat dasjenige des Ehemannes zu er-
werben. Der Regierungsrat begrüsst den
Anspruch des den Haushalt führenden
Ehegatten auf Taschengeld. Er regt im wei-
tern an, dass jeder Ehegatte vom andern
Auskunft über dessen Einkommen, Vermö-
gen und Schulden sollte verlangen kön-
nen.
Der neue gesetzliche Güterstand der Er-
rungenschaftsbeteiligung entspricht nach
der Auffassung des Regierungsrates wohl

7


	Jugend und neues Eherecht

